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Windenergie in Europa Strom
mme, und die Preise.fur Spitzen
sind eingebrochen. «Unter heuti
edingungen würden wi.l: das nicht 
ba uen», sagt Huwyler. Das Strom
o. sei aus dem Lot, und zu gross 
:las untemehmerische Risiko. Von 
L Investitionsflop will er aber nicht 
1en. <<Linth-Linlmem ist eine rie
Batterie. die Strom lagerfahi.g 
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Deutschland und den 
· Niededanden geholt, wo sokhe 

Instrumente eingesetzt werden. 

For. Bern · Ende September gibt der 
· Bund die Krankenkassen-Prãmien fur 
2017 bekannt. Der Anstieg dürfte zwic 
schen 4 und 5 Prozent liegen und damit 
nahe beim langjahrigen Schnitt von 4 
Prozent. Ebenso ritualisiert wie dle Pra
mienrunde ist die Diskussion über 
Reformen. Im Fokus steht jeweils auch 
der Gesuncj.heitsminister. Mit seinem 
Medienauftritt vom Freitag versuchte 
Alain Berset das Terrain bereits im Vor
feld zu besetzen. Seine Botschaft lau
tete: Wi.l: sind nicht untatig. Diverse 
Massnahmen, vor allem bei den Medi
kamenten, hatten in den letzten Jahren 
Einsparungen von mehreren hundert 
Millionen Franken gebracht. Von ge
planten Reformen erwartet Berset 
nochmals Kostenreduktionen in ahn
lichem Umfang. Diese urnfassen ein 
neues Referenz-Preissystem für Gene-

llctt,UC4.1Ciil J.. ~Vl,::)CIHI'I'. 

Daneben will Berset die steigende In
anspruchnahme von Gesundheitsleis
tungen in d en Fokus rücken. Dieser F ak
to r sei fur 0,5 bis l Prozent des j ahrlichen 
Anstiegs der Gesundheitskosten verant
wortlich. Das Mengenwachstum lasse 
sich medizinisch kaum begründen. 

Die Ursachen sind vielfhltig. Mit dem 
obligatorischen Versicherungssystem 
besteht die Gefahr, dass Patienten auf 
Kosten der Allgemeinheit zu viele Leis
tungen nachfragen. Weil nur ein kleiner 
Teil d er Kosten di.l:ekt von de n Patienten 
getragen wi.l:d, sind auch Ãrzte nicht da
gegen gefeit, überflüssige oder zu teure 
Behandlungen vorzunehmen. Ein wei
terer Grund ist die Entwicklung zur 
Null-Risiko-Gesellschaft. Im Zweifels
fall wi.l:d. e in MRI gemacht, um mit abso
luter Sicherheit eine gravierende Verlet
zung ausschliessen zu konnen. 

Berset rief am Freitag Ãrzte, Kan-
. tane und auch die Patienten dazu auf, 

ihren Beitrag im Kampf gegen das Men
genwachstum zu leisten. Auch der Bund 
sei gefordert. Er wi.l:d prüfen, ob die in 
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weilen zu Wartezeiten fur gewisse Be
handlungen geführt. In der Schweiz ken
nen die Kantone Genf, Waadt und Tes
sin Globalbudgets fur ihre Spithler ( oder 
einen Teil davon). Diese funktionieren 
vereinfacht so, dass die Kantone den 
Spitiilem nach Ausschõpfung des Bud
gets Behandlungen nur noch mit einem 
Abschlag vergüten. In diesen Kantonen 
sei der Anstieg der Spitalkosten zwi
schen 2001 und 2014 nur halb so gross · 
gewesen wie im Schweizer Durchschnitt, 
sagte Pascal Strupler, Di.l:ektor des Bun
desamts .für Gesundheit (BAG). Poli
tisch sind Globalbudgets jedoch umstrit
ten. Vor zwei Jahren machten bürger
liche Politiker geltend, dieses Instru
ment sei mit der neuen Spitalfinanzie~ . 
rung systemwidrig geworden. Sie schei
tertenjedoch mit ihrem Antrag. 

Berset wamte indes vor Illusionen: 
Selbst wenn man das Mengenwachstum 
in d en Griff bekomme, sorgten de r tech
nische Fortschritt und die demografi
sche Entwicldung weiterhin fur jahrlich 
steigende Krankenkassen-Prãmien. 

Kommission für Wissenscha.fi, Bildung und Kultur zieht Initiative· zurück 

a ku. · Die Kommission fürWissenschaft, 
Bildung und Kultur (WBK) des Natio

' nalrats lasst im Sprachenstreit Innen
minister Alain Berset den Vortritt. Sie 
beschloss am frei ta g, ihre Kommissions
initiative «Erlernen einer zweiten Lan
dessprache ab der Priinarschule» zu
rückzuziehen. Mit dieser Geste mochte 
die WBK die Erfolgsaussichten von 
Bersets Anfang Juli vorgestellter Revi
sion des Sprachengesetzes erhohen. 
Dies sagte. Kommissionsmitglied Fathi 
Derder (fdp.) auf Anfrage der NZZ. 

Berset skizzierte drei mogliche Sze
narien, wie der Bund via Sprachengesetz 

das Erlernen einer zweiten Landesspra
che in der Unterstufe durchsetzen konn
te. Die vom Bundesrat bevorzugte Vari
ante greift am wenigsten in die Kompe
tenz der Kantone ein und schreibt vor, 
dass mit Frühfranzosisch oder Früh
deutsch in der Prim.arschule begonnen 
und der Unterricht bis zum Ende der 
obligatorischen Schulzeit fortgesetzt 
werden muss. Sie macht aber keine Vor
gaben zum Zeitpunkt des Uiiterrichts
beginns. Der Gesetzesentwurf ist bis 
Mitte Oktober in der Vemehmlassung. 

Von der Stossrichtung her sind sich 
Bundesrat und WBK einig. Allerdings 

ging die nun ad acta gelegte Kommis
sionsinitiative einen Schritt weiter als 
Bersets Vorschlag und forderte, dass der 
Unterricht in einer zweiten Landesspra
che spatestens zwei Jahre vor Ende der 
Prim.arschule beginne. Der Rückzieher 
der WBK Wie auch der am Donnerstag 
publik gewordene Beschluss der Thur
gauer Regierung, den Bali bezüglich der 
Abschaffung von Frühfranzêisisch zum 
Parlament zutückzuspielen, zeigen: Die 
Gemüter.im seit zwei Jahren schwelen
den Sprachenstreit haben sich etwas be
ruhigt. Die Reihen hinter Berset begin
nen sich zu schliessen. l} 


